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Außenwirtschaftsrechtliche
Investitionskontrolleund

derenDurchsetzung–
ZiehtBerlindieZügelan?

Im Jahr 2009 wurde erstmals ein allgemei-
ner, sektorunabhängiger Prüftatbestand
für die außenwirtschaftsrechtliche Investi-
tionskontrolle eingeführt (§ 53 AWVa. F.),
die bis dahin auf einen engen Bereich von
Unternehmen der Rüstungsindustrie, Erd-
erkundungssysteme und Kryptotechnik
beschränkt war (§ 52 AWVa. F.). War eine
Prüfung von Transaktionen seinerzeit nur
vorgesehen, wenn ein gemeinschaftsfrem-
der Erwerber (oder unter Umständen auch
ein gemeinschaftsansässiges Unterneh-
men, an dem ein Gemeinschaftsfremder
mindestens 25% der Stimmrechte hielt),
ein deutsches Unternehmen oder eine un-
mittelbare oder mittelbare Beteiligung in
Höhe von mindestens 25% an dem deut-
schen Unternehmen zu erwerben beab-
sichtige, löste nicht zuletzt der Erwerb des
Robotikunternehmens Kuka durch die chi-
nesische Midea im Jahr 2016 eine Reihe
an weiteren gesetzgeberischen Maßnah-
men aus.

Mit derNeuntenVerordnung zurÄnderung
der AWV erstreckte die Bundesregierung
2017 die bis dahin lediglich für die sektor-
spezifische Prüfung (§ 60 AWV) vorgese-

hene Meldepflicht von Unternehmenser-
werben auch auf bestimmte Erwerbsvor-
gänge im Bereich der sektorübergreifen-
den Prüfung nach § 55 Abs. 1 AWV und
spezifizierte den Anwendungsbereich der
Investitionskontrolle durch Regelbeispiele
für die Annahme einer Gefährdung der öf-
fentlichen Ordnung oder Sicherheit (§ 55
Abs. 1 Satz 2 AWV) bei einem unions-
fremdenUnternehmensanteilserwerb.

Bedeutsam war zudem die Absenkung der
Schwelle der erworbenen Stimmrechtsan-
teile von 25% auf 10% durch die Ende
Dezember 2018 in Kraft getretene Zwölfte
Verordnung zur Änderung der AWV in be-
sonders sicherheitsrelevanten Bereichen
der sektorübergreifenden Prüfung, etwa
für Unternehmen der kritischen Infrastruk-
turen – und damit eine Erweiterung der
Prüfmöglichkeiten für das Bundeswirt-
schaftsministerium.

Aufgrund der Corona-Pandemie wurden
im Jahr 2020 schließlich Unternehmen des
Gesundheitssektors wie Arzneimittel-
oder Medizinproduktehersteller in die Lis-
te der Unternehmen aufgenommen, für die
bereits die 10%-Schwelle für eine Investi-
tionskontrolle durch das Bundeswirt-
schaftsministerium ausreicht (§ 55a
Abs. 1 Ziff. 8 – 11AWV).

Nach den gesetzgeberischen Verschärfun-
gen der Vorjahre ist in diesem Jahr nun-
mehr der Vollzug der außenwirtschafts-
rechtlichen Investitionskontrolle durch
das Bundeswirtschaftsministerium gleich
mehrfach in den Blickpunkt der Öffent-
lichkeit gerückt:

Im April 2022 kam es in der Folge der
westlichen Sanktionen wegen des An-
griffskrieges von Russland auf die Ukraine
und den russischen Gegenmaßnahmen zu
einer Übertragung der Stimmrechte der
Gazprom-Muttergesellschaft an ein Unter-
nehmen namens Joint Stock Company Pal-
mary. Da die Gazprom Germania GmbH
ein Unternehmen der kritischen Infra-
struktur ist, hätte die Stimmrechtsübertra-
gung beim Bundeswirtschaftsministerium
im Rahmen der außenwirtschaftsrechtli-
chen Investitionskontrolle gemeldet wer-

den müssen (§ 55a Abs. 4 AWV). Da dies
nicht geschehen war, setzte die Bundesre-
gierung die Bundesnetzagentur als
Zwangsverwalterin über die Gazprom Ge-
rmania GmbH ein (BAnz AT, 4. 4. 2022,
B13). Das Bundeswirtschaftsministerium
stützte sich dabei nicht auf die Ermächti-
gungsgrundlage für Eingriffe im Rahmen

der Investitionskontrolle nach § 59 AWV,
die eine Untersagung der Ausübung der
Stimmrechtsanteile erlaubt hätte (§ 59
Abs. 3 Nr. 1 AWV), sondern auf die Er-
mächtigungsgrundlage des außenwirt-
schaftsrechtlichen Einzeleingriffs nach
§ 6 AWG. Bemerkenswert ist die Begrün-
dung für die Wahl der Ermächtigungs-
grundlage durch das Bundeswirtschafts-
ministeriums: Der Rückgriff auf Maßnah-
men im Investitionsprüfungsverfahren sei
nicht gleich wirksam, da das erhebliche
Risiko bestehe, dass das bestehende Ver-
bot der Ausübung der Stimmrechte weiter-
hin missachtet werde. Mit dem Rückgriff
auf § 6 AWG hat das Bundeswirtschafts-
ministerium seinen Instrumentenkasten
über die in § 59 AWV vorgesehenen Maß-
nahmen hinaus erweitert.

Für etwas weniger mediales Aufsehen
sorgte die durch das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium untersagte Übernahme des Beat-
mungsgeräteherstellers Heyer Medical
AG durch die chinesische Aeonmed-
Gruppe. Hier sah das Bundeswirtschafts-
ministerium, sicher unter dem Eindruck
der Corona-Pandemie und der daher im
Jahr 2020 erfolgten verschärften Kontroll-
möglichkeiten für Medizinprodukteher-
steller, eine Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit undOrdnung als gegeben an.

Ob sich aus Entscheidungen ein allgemei-
ner Trend ablesen lässt, dass das Bundes-
wirtschaftsministerium das Instrumentari-
um der außenwirtschaftsrechtlichen Inves-
titionskontrolle stärker nutzenwird, ist der-
zeit noch offen. Es wird spannend sein, die
weitere Entwicklung zu beobachten. Bei
allen künftigen Entscheidungen zur Inves-
titionskontrolle sollten die durch die Inves-
titionskontrolle geschützten Rechtsgüter,
insbesondere die voraussichtliche Beein-
trächtigung der öffentlichen Ordnung oder
Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land oder eines anderen Mitgliedstaates
der Europäischen Union, stets im Blick
bleiben.

Die Kontrollbefug-
nisse in der AWV
sind seit 2009 stetig
verschärft worden

DerAutor
ist Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt) in
derExportkontrolle derSAPSE.DerBeitrag
gibt ausschließlich die persönliche Auffas-
sungdesAutorswieder.
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